
   -1-

Kommunalpolitische Erklärung der Fraktion der Freien Wähler im 

Gemeinderat Leonberg für das Jahr 2024

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  sehr geehrter Herr Bürgermeister 

Brenner,

meine Damen und Herren,

eigentlich könnte ich an dieser Stelle ca. 95 % meiner haushaltspolitischen 

Erklärung vom letzten Jahr wiederholen. Aber ich möchte Sie nicht allzu sehr 

langweilen.

Der vorgelegte Planentwurf ist zwar genehmigungsfähig, wird jedoch 

maßgeblich davon beeinflusst, dass geplante Investitionen in der 

Vergangenheit nicht umgesetzt wurden und viele in der Verwaltung 

vorhandene Stellen nicht besetzt sind. Gerade diese Aspekte haben in der 

Vergangenheit dazu geführt, dass die Genehmigungsfähigkeit unserer  

Haushalte hergestellt werden konnte. Auch wenn im kommenden Jahr 

Neuwahlen stattfinden, sollten wir der Versuchung widerstehen, durch 

Wahlgeschenke, beispielsweise in Form von Schaffung zusätzlicher Stellen, 

das zukünftige Ehrenamt zu schwächen.

Die Planung macht deutlich, dass wir kein Einnahmeproblem, sondern ein 

Ausgabenproblem haben. Würden sämtliche geplante Investitionen im 
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kommenden Jahr umgesetzt, so würde die Verschuldung um ca. 21 Millionen 

€ steigen, im Finanzplanungszeitraum bis 2027 sich sogar mehr als 

verdoppeln. Bereits ab dem Jahr 2026 sieht die mittelfristige Finanzplanung 

die Genehmigungsfähigkeit des Haushaltes als gefährdet.

Bevor jedoch Kritik geübt und schmerzhafte Einsparungen vorgeschlagen 

werden: zunächst vorneweg ein Lob: Die Steuern werden nicht erhöht - das 

ist eine faire Unterstützung für alle Leonberger. Ob Mieter oder Vermieter: 

eine Grundsteuererhöhung würde alle belasten. 

Um es klarzustellen: Wir Freien Wähler werden uns dafür einsetzen, dass die

anstehende Grundsteuerreform nicht zu einer versteckten Erhöhung des 

Grundsteueraufkommens führt, sondern die Hebesätze nach Vorliegen der 

bislang noch ausstehenden Informationen so angepasst werden, dass sich 

die Steuerrechtsreform aufkommensneutral gestaltet.

Es gilt den Hinweis des Regierungspräsidiums zu berücksichtigen, wonach 

„die Aufstellung des künftigen Investitionsprogramms an den vorhandenen 

Kapazitäten auszurichten und dabei die Pflichtaufgaben unter Berück-

sichtigung der Folgekosten klar zu priorisieren" sind.

Immerhin sind die meisten geplanten Investitionen kreditfinanziert, und das 

bei derzeit steigenden Zinsen.
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Personal

Allein im Bereich der Kernverwaltung sieht der Haushaltsplan eine weitere 

Stellenmehrung um ca. 20 Vollzeitstellen vor.

Für uns ist nachvollziehbar, dass in einigen Bereichen ein erheblicher 

zusätzlicher Aufgabenkreis erwachsen ist, z.B. im Bereich der Zuwanderung, 

so dass an dieser Stelle für uns ein tatsächlicher Bedarf gegeben ist.

Zu bedenken gilt aber, zusätzliche Stellen, sofern sie besetzt werden 

könnten, wären kostenintensiv, was die künftige Genehmigungsfähigkeit von 

Haushalten zusätzlich erschweren würde. Zudem wäre es nicht nur mit der 

Schaffung der Planstellen getan. Es müssten vielmehr auch die räumlichen 

Ressourcen geschaffen werden, was ebenfalls mit zusätzlichen Kosten 

verbunden wäre. 

 In Bereichen, wo beispielsweise in der Vergangenheit Umorganisationen 

stattgefunden haben, erscheint eine Stellenmehrung für uns weniger 

nachvollziehbar. Dies betrifft den Bereich des Kulturamtes. Die vakante Stelle

des Stadthallenmanagers soll ja wieder besetzt werden. Das Kulturamt muss 

sich überdies nicht mehr um die ausgegliederten Bäder kümmern, so dass 

eine Stellenausweitung im Bereich des Kulturamtes von uns nicht 

mitgetragen wird.

Insbesondere beim Bürgeramt würde eine Stellenmehrung keine 

Entlastung bringen, da dort unserer Information zufolge aktuell 3 bereits 

vorhandene Stellen nicht besetzt sind. Hier muss die Devise lauten: Erst die 
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offenen Stellen besetzen. 

Überdies hat auch der Bundesrechnungshof es als "wenig zielführend" 

bezeichnet, zusätzliche Stellen zu schaffen, wenn viele bestehende Posten 

unbesetzt sind.

Nachdem sowohl in der freien Wirtschaft, wie auch in den öffentlichen 

Verwaltungen, beklagt wird, dass offene Stellen nicht besetzt werden können,

sollte, um für die Bürger weiterhin eine angemessene Dienstleistung bieten 

zu können, hier über Umorganisation und den Einsatz von Datenverarbeitung

nachgedacht werden. Dies ist zwar kurzfristig mit Mehraufwand verbunden, 

kann aber bereits mittelfristig zu einer Entspannung beitragen, während der 

Ausweis von zusätzlichen Stellen im Stellenplan, welche dann möglicher-

weise nicht besetzt werden, keine Verbesserung, weder für die Mitarbeiter, 

noch für die Bürgerschaft, bedeutet.

Wie sagte schon der deutsche Unternehmensberater Klaus Höfner: 

„Organisationen ab 1000 Leuten können sich sehr gut mit sich selbst 

beschäftigen. Da stört der Kunde nur."

Und gerade diesen Effekt gilt es zu vermeiden.

Ein konkretes Beispiel hierzu: Baustelle Berliner Straße betreffend der 

Erneuerung der Gasleitung.

Frage an einen Mitarbeiter der Verwaltung: „Weswegen wird bei einer 

Vollsperrung einer Haupterschließungsstraße nicht darauf gedrängt, dass der

Bauablauf beschleunigt wird?“
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Antwort: „Dies fällt nicht in unsere Zuständigkeit; das ist eine Baustelle der 

EnBW.“

Die ursprüngliche Koordination von Baustellen im städtischen Straßenbereich

wurde vor einigen Jahren noch von 2 Mitarbeitern übernommen. Mittlerweile 

wurde im Bereich des Oberbürgermeisters mit erheblicher Stellenmehrung 

das Referat für innovative Mobilität als Querschnittsamt geschaffen, mit der 

Folge, dass sich niemand in der Verwaltung für die Baustellenkoordination bei

Straßensperrungen zuständig fühlt. Das darf so nicht sein!

Die einzelnen Anträge der Fraktion zum Personalwesen entnehmen Sie bitte 

der Anlage.

 Schulen/Kindertageseinrichtungen

Hier sieht der Planansatz für das kommende Jahr mehr als 5 Millionen € vor.

Hinsichtlich dieser Positionen werden die von der Verwaltung vorgesehenen 

baulichen und personellen Maßnahmen sowohl in der Kernstadt, wie auch in 

sämtlichen Teilorten,  von uns mitgetragen. Vor allem für die Grundschule 

Warmbronn und beim Bildungscampus Ezach besteht dringender 

Handlungsbedarf. 

Stadtumbaugebiet/Brückenschlag

Wir fragen uns: Wie geht es im dortigen Bereich weiter? Bereits im Februar 

wurde uns mitgeteilt, dass ein städtebaulicher Vertrag mit dem Investor 
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unmittelbar bevorsteht. Mittlerweile sind weitere 8 Monate vergangen, ohne 

dass es zum Vertragsschluss gekommen ist. Hat der Investor kein Interesse 

mehr? Müssen wir uns über Alternativen Gedanken machen? 

Der Rat hat die notwendigen Beschlüsse gefasst. Alleine die Umsetzung von 

Verwaltung und Investor ist bislang nicht erfolgt!

Infrastruktur/Straßenbau/Radwege /ÖPNV

Das von uns bereits seit Jahren geforderte Gesamtkonzept zur 

Straßenplanung liegt immer noch nicht vor. 

Die von uns in den Vorjahren vorgeschlagene Überprüfung einer 

Nordumfahrung zur Entlastung der Kernstadt und der Teilorte vom 

Durchgangsverkehr wurde nicht ansatzweise geprüft.

Stattdessen werden jeweils einzelfall- und anlassbezogen Maßnahmen 

geplant und umgesetzt. 

Für die Gemeindestraßen sowie die Stadtentwicklung und städtebauliche 

Planung sind im Planentwurf ca. 3 Millionen € für das Jahr 2024 eingestellt. 

Das ist zu viel.

Die Radwege nach Ditzingen und ans Glemseck werden von der Verwaltung 

offensichtlich sich selbst überlassen; eine mit anderen Kommunen 

vergleichbare Beschilderung von ausgewiesenen Radwegen im Wald fehlt.
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Bei den Überlegungen bezüglich der Verkehrswege im Rahmen der Stadt für 

Morgen ist es für uns wichtig, dass Umorganisation und Rückbaumaßnahmen

nicht dazu führen, dass Verkehre in die Nebenstraßen verdrängt werden. 

Einen autofreien Neuköllner Platz können wir uns nicht vorstellen.

Zwar ist die Stadt nicht Eigentümer des Leo Centers: Die Stadt sollte jedoch 

ein elementares Interesse daran haben, dass dieses in seiner Funktionalität 

als im Zentrum angesiedeltes Einkaufsgebiet weiterhin gerecht wird.

Wie die aktuellen Probleme im Bereich des öffentlichen Personennah-

verkehrs zeigen, ist der Betrieb von Buslinien, insbesondere für die Teilorte, 

nur unzulänglich sichergestellt. Beförderungsengpässe für Schüler darf es 

nicht geben.

Im nächsten Jahr ist nunmehr die Fortschreibung des Flächennutzungsplans 

in Angriff zu nehmen, so dass der dann neugewählte Gemeinderat 

Zielvorgaben machen kann, ob, wie und gegebenenfalls wo die Stadt und die 

zugehörige Infrastruktur wachsen soll, unter Berücksichtigung der Verkehrs-, 

Lärm- und Luftbelastung. Welche Anforderungen in Bezug auf Kita- und 

Schulentwicklung erwachsen daraus, und welche Angebote sind für den 

steigenden Anteil unserer älteren Mitbürger erforderlich?

Die bereits aufgenommene Gewerbegebietsentwicklung in Gebersheim ist 

fortzuführen. Bezüglich einer Gewerbegebietsentwicklung im Bereich Pfad in 

Höfingen sind die Planungen aufzunehmen.
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Und nun wieder zu einem konkreten Ärgerniss: Vor einigen Jahren wurde der 

an der östlichen Seite der Gebersheimer Straße verlaufende Gehweg 

Richtung Rutesheimer Straße herausgerissen, da man diesen angeblich nicht

mehr benötigte. Nunmehr wurde dieser aufwendig wieder neu hergestellt. 

Solche kostenintensiven Fehlleistungen dürfen einfach nicht passieren.

Wohnungsbau

Die Projekte in der Berliner Straße sowie im Unteren Schützenrain sind 

fortzuführen.

Der Bedarf nach Wohnraum steigt, auch durch die  Zuwanderung.

In Anbetracht der kommunalen Pflichtaufgaben, wonach die Kommunen im 

Rahmen der Unterbringung von Migranten stark gefordert sind, scheint die 

Umsetzung von bezahlbaren Wohnraum immer unerreichbarer. 

Inflation und Baukostensteigerungen tragen hierzu bei.

Wie in der Vergangenheit mehrfach geschehen, beantragen wir, die 

städtischen Bauplätze am Heckenweg an den Markt zu bringen und insoweit 

die Planungsgrundlagen zu schaffen. Dies dient der Erzielung 

außerordentlicher Erträge, um den Anstieg der Verschuldung und die damit 

einhergehende Zinsbelastung für künftige Generationen abzumildern.

Stadthalle

Auch in 2024 ist wieder einmal die Sanierung vorgesehen. Im Planentwurf 
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sind 500.000 € hierfür eingestellt. Unsere Forderung: Nicht immer nur 

darüber reden, sondern jetzt einfach auch einmal machen!

Rathäuser

Beim Neubau des Rathauses wurden nur sehr begrenzt Reserveflächen 

vorgesehen. Es war nicht beabsichtigt, innerhalb der Kernverwaltung 

zahlreiche zusätzliche Stellen mit zusätzlichem Platzbedarf zu schaffen. Das 

beengte Raumangebot sollte als Chance gesehen werden: ein teilweises 

Ermöglichen von mobilem Arbeiten i.V.m. einer Selbstbeschränkung 

bezüglich Forderungen nach zusätzlichem Personal, so dass wir mit den 

vorhandenen Räumlichkeiten auskommen.

Bezüglich des Alten Rathauses haben wir bereits letztes Jahr die Vornahme 

der dringend erforderlichen notwendigen Reparaturarbeiten angemahnt, um 

die Substanz nicht noch weiter zu beeinträchtigen. Dies gilt unverändert.

Alte Schuhfabrik

Mit Ausnahme der im letzten Jahr erfolgten Abstützungs- und Abdichtungs-

maßnahmen zum Erhalt der Standfestigkeit ist hier seitens der Verwaltung 

nichts geschehen. Wir beantragen die Einstellung der Nutzung des 

Gebäudes. Weder aus energetischen, noch aus finanziellen Gründen, sind 

derzeit irgendwelche Investitionen in das Gebäude verantwortbar. Der 

nächste Gemeinderat möge entscheiden, was mit dieser Immobilie zu 
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geschehen hat. 

Verschiedenes

Wir Freien Wähler unterstützen weiterhin Vereine und die Kirchen im Rahmen

der zur Verfügung stehenden Mittel. Überlegenswert wäre im Bereich der 

Vereinsförderung, diese bei Investitionen auch abhängig von der 

Mitgliederzahl, zu unterstützen.

Krankenhaus

Wir haben das Gefühl, daß der Landkreis nahezu nichts unversucht lässt, am

Umfang und Bestand des Krankenhauses in Leonberg zu rütteln. Die 

ständigen Diskussionen schaden bereits als solche dem 

Krankenhausstandort. Wir bekennen uns klar zu unserem Krankenhaus in 

Leonberg. Dies umfasst auch die Geburtenabteilung. 

Die Diskussion um den Hubschrauberstandort ist abgeflacht. Dies ändert 

jedoch nichts daran, dass der geplante künftige Standort an der BG- Klinik in 

Tübingen erst sehr kostenintensiv herzustellen ist und wohl auch aus 

topographischer/fliegerischer Sicht keinen optimalen Standort darstellt. Wir 

hoffen, dass die diesbezügliche Entscheidung von der Landespolitik 

nochmals überdacht wird. 

Unterbringung von Flüchtlingen/Migranten
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Die derzeitige Situation hat zu einer Überlastung der Kommunen, auch 

Leonbergs, geführt. Wir bezweifeln, dass die von der Bundesregierung 

bislang getroffenen Maßnahmen ausreichen, eine Begrenzung der 

Zuwanderung zu erzielen. Deutschland wird als vorrangiges Migrationsziel 

gesehen, solange es bei uns wirtschaftliche Anreize  zur Migration -konkret: 

Zahlungen- gibt, die in den angrenzenden Staaten so nicht gewährt werden. 

Unsere Infrastruktur (Wohnraum, Schulen, Kinderbetreuung, soziale 

Einrichtungen, medizinische Versorgung) ist zur Aufnahme einer derart 

unkontrollierten Zuwanderung, deren Ende überdies nicht absehbar ist, auf 

Dauer nicht gewachsen.

Natürlich stehen wir Freien Wähler zur Erfüllung unserer Aufgaben im 

Rahmen der Gesetze.

Aber: Sollte die große Politik in diesem Bereich weiterhin untätig bleiben, 

bedeutet dies auch eine Gefährdung des sozialen Friedens, ganz zu 

schweigen von der eben aus dieser Situation resultierenden 

Politikverdrossenheit.

Dies würde noch verstärkt, wenn der Landkreis gegen den Beschluß des 

Gemeinderates der Stadt Leonberg im ehemaligen Seniorenwohngebäude 

am Parksee die Unterbringung von Flüchtlingen und Migranten praktizieren 

würde.

 Konkret beantragen wir, daß die Stadtverwaltung für den Fall des nicht-

Zustandekommens des städtebaulichen Vertrages mit dem Investor 
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betreffend des Stadtumbaugebietes, binnen eines Monats mit dem Land in 

Verhandlungen eintritt. Das Ziel ist dann die Ermöglichung einer 

Zwischennutzung der im Stadtumbaugebiet liegenden Gebäude (ehemalige 

Post, Technisches Rathaus, ehemalige Stadtapotheke), ohne dass die durch 

das Land zugesagte Förderung der Abbruchkosten gefährdet wird. Wenn der 

Staat den Kommunen derartige Maßnahmen zu Unterbringung von Migranten

auferlegt, darf er eben diese Unterbringung nicht dadurch vereiteln, indem er 

an anderer Stelle zugesagte Unterstützungen streicht. 

Meine Damen und Herren, 

ich möchte mich bei Ihnen im Namen der Fraktion der Freien Wähler für Ihre 

Aufmerksamkeit sowie die Zusammenarbeit bedanken. Der Verwaltung, 

insbesondere der Kämmereiamtsleiterin, Frau Gräter, danke ich für die 

Erstellung des Planentwurfes. Bitte behalten Sie an Ihrer neuen Stelle die 

Belange der Kommunen im Auge; Sie wissen ja: Jeder Euro, der den 

Kommunen als Kreisumlage entzogen wird, fehlt vor Ort an anderer Stelle.

Dr. Axel Röckle, Fraktionsvorsitzender 
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Anlage zur kommunalpolitischen Erklärung der Freien Wähler zum 

Haushalt 2024/Stadt Leonberg:

Zum Personal-/Stellenplan:

– keine zusätzliche Stelle im Kulturamt
 – keine zusätzliche Stelle an der Volkshochschule
– Musikschule: Hier wurde innerhalb der letzten 2 Jahre eine zusätzliche Teilzeitstelle geschaffen; 

derzeit keine weitere Stellenmehrung
– Bürgeramt: erst die 3 offenen Stellen besetzen; in 2024 keine zusätzliche Stelle
– Stadtmuseum: keine zusätzliche Stelle, sondern Höhergruppierung eines Mitarbeiters von EG 2 

auf EG 4
– Grundsteuer: Zeitliche Befristung einer zusätzlichen Stelle für 2 Jahre
– IT: Die Entfristung der Stelle wird mitgetragen; eine zusätzliche Stelle (aber nicht 2!)
– Stadtbücherei: Keine zusätzliche Stelle
– Gebäudemanagement: Wenn die Kläranlagen vom Tiefbauamt wegkommen dann muss der 

bisherige Stelleninhaber auch dorthin wechseln, jedoch keine Stellenmehrung.
-Erstellung einer tabellarischen Übersicht durch die Verwaltung, in der sämtliche seit Dienstantritt 

des jetzigen Oberbürgermeisters neu geschaffenen Stellen und Höhergruppierungen sowie 
das jeweilige Dezernat unter Benennung der für die jeweilige Stelle anfallenden aktuellen 
jährlichen Personalkosten ersichtlich ist, in Verbindung mit einer Auflistung der 
Entwicklung  der tatsächlich in jedem einzelnen Bereich in den Haushaltsjahren 2020 bis 
2023 angefallenen externen Beratungskosten.

Sonstiges:
– Priorisierung des künftigen Investitionsprogramms
– Zeitliche Streckung von Bauvorhaben
– Kurzfristiger Abschluss des städtebaulichen Vertrages betreffend Stadtumbaugebiet; falls nicht 

möglich: Aufnahme von Verhandlungen mit dem Land betreffend Förderunschädlichkeit für 
künftige Abbruchkosten bei zwischenzeitlicher Nutzung zur Ûnterbringung von Migranten

– Umfassendes Gesamtkonzept zur Straßenplanung
– Herstellung Radweg nach Ditzingen/Gerlingen
– Kontaktaufnahme mit dem Land zur Wiederherstellung des Radweges in Richtung Glemseck
– Fortschreibung des Flächennutzungsplans
– planungsrechtliche Entwicklung der städtischen Bauplätze am Heckenweg mit dem Ziel der 

Veräußerung zur Wohnbebauung
–Einstellung der Nutzung der alten Schuhfabrik
– Offenlegung der Verrechnungssätze einer Bauhofstunde zur Prüfung, ob Fremdvergabe oder 
Eigenleistung wirtschaftlicher
–Anregung: Edith-Stein-Haus: prüfen, ob der Erwerb für die Stadt sinnvoll ist (Kosten-

Nutzenrelation, eventuell zur Unterbringung?)
– Information des Gremiums betreffend der Abrechnung von Strom und Wasser für das Strohländle 

2022 und 2023
– Spielplatzneubau: Genaue Budgetvorgaben an Fachplaner; künftig keine Überschreitung des 

gesetzten Kostenrahmens mehr
– keine Veranstaltungen/Messen mehr in der Stadthalle, solange das Dach undicht ist
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– Planansätze Ersatzbeschaffungen Bauhof (Seite 52 HH) , Fahrzeug im Bereich der 
Abwasserbeseitigung (Seite 53) und Beschaffung Müllpressenaufbau/Waldfriedhof (Seite
53) mit Sperrvermerk versehen.

-Welche Konsequenzen ziehen wir aus den bisherigen Fehlplanungen zur Grundschule Warmbronn?
– Änderung des Planansatzes in Höhe von Euro 300.000 für städtische PV-Anlagen: Hierdurch wird

die Gefahr der Netzüberlastung verstärkt; daher stattdessen über diesen Betrag für ein Jahr 
an Bürger und Firmen eine Akkuförderung in Höhe von Euro 300,-- pro Kilowattstunde, 
max. 5000 € pro Antrag (beispielsweise nach dem Vorbild Stuttgart).

– Zu Seite 114: Abfrage der Gemeinderäte, wer ein neues IPad braucht, alternativ gehen die 
Gebrauchten an Schulen oder an Kinder, die auf Bürgergeld angewiesen sind.

– Zu Seite 131: Wenn der Wasseransatz für städtische Gebäude um 23 % gekürzt wird, müsste 
insoweit ebenso das Abwasser entsprechend gekürzt werden

– Seite 137/138 Presse-und Öffentlichkeitsarbeit: Streichen des Planansatzes für den 
Unterhaltungsaufwand Webauftritt, Zukauf von Dienstleistungen in Höhe von Euro  
36.000,--

– Seite 156: Entgelte für Zentrale Werkstätten wurden um 20.000 € vermindert:Überprüfung/ 
Anpassung der Gebühren für Schlauchwartung und ähnliches von fremden Wehren; 
Abgleich mit den Kosten anderer Anbieter

– Seite 182: Festival Kulturregion Stuttgart: in 2024 ersatzlos streichen; grundsätzliche Überlegung,
was man insoweit künftig macht.

– Seite 191/451 welcher Kostenansatz ist korrekt: Euro 12.600,-- oder 5200,--?
–  Seite 222, Schulsozialarbeit: Eine 0,75-Stelle kostet Euro 134.000,00; eine ganze Stelle also über 

Euro 175.000,00. Das kann nicht sein!
- Seite 257:Reinigungskosten Dritter nicht auf Euro 72.000,-- kürzen, sondern nur auf Euro 90.000
– Seite 273: Austritt aus European Energy Award
– Seite 320: Vorziehen Planungsrate Altes Rathaus auf 2024; Gegenfinanzierungsvorschlag: Seite 

368: ein MTW zur Beschaffung erst in 2025 vorsehen.
– Seite 390 Sophie-Scholl-Schule: Festes Dach oder Folie auf Fenster, anstatt anfälligem 

Sonnensegel
– Seite 527/540: Kostenansatz pro Multifunktionsdrucker auf maximal Euro 600,00 begrenzen
– Seite 602: Stadtgarten: Begrenzung Kostenrahmen von Euro 3,36 Millionen auf Euro 3 Millionen
– Seite 692: Umgestaltung der Poststraße nur im Bereich zwischen Römerstraße und Benzstraße
– Seite 710: Stadt für Morgen: Kürzung des Planansatzes in 2024 von Euro 300.000 auf Euro 

150.000, da Anderes wichtiger ist.
– Seite 749: Wehr an der Clausenmühle: nach 2027 ff zurückstellen
– Zusatzantrag: Sanierung See im Stadtpark und Sprudler: hier Euro 250.000 einstellen; 

Finanzierungsvorschlag durch Einsparung Euro 150.000 Stadt für Morgen und 
Kosteneinsparung Kürzung Stadtgarten

– Gebersheim: Regen- Fahrgastunterstand im Bereich des Rathauses; Fahrradständer vor der 
Ortschaftsverwaltung


